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Prozessbevollmächtigte/r: DGB Rechtsschutz GmbH, handelnd durch 
Rechtsschutzsekretärin Tatjana Dette, Ludwigsplatz 
1, 67059 Ludwigshafen 

gegen 

Prozessbevollmächtigte/r: 

- Beklagter -

hat die 5. Kammer des Arbeitsgerichts Ludwigshafen am Rhein -Auswärtige Kam
mern Landau in der Pfalz - auf die mündliche Verhandlung vom 5. November 2020 
durch den Richter am Arbeitsgericht ... als Vorsitzenden und den ehrenamtlichen 
Richter  ... und den ehrenamtlichen Richter  ... als Beisitzer für Recht erkannt: 
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Zu keinem Zeitpunkt habe er mit der Beklagten auch nur irgendwie vereinbart, dass 

er weniger Entgelt bekomme, falls weniger Arbeit vorhanden sei. Er habe zu keinem 

Zeitpunkt gebeten, das Unternehmerrisiko auf sich zu nehmen. Vielmehr habe er 

regelmäßig nachgefragt, wie es mit den fehlenden Stunden aussehe. Herr  S. habe 

dem Kläger dann mitgeteilt, "man habe im Moment wenig Aufträge". Die Auflistung 

der täglichen Arbeitszeit in den Dokumentationslisten habe er auf Anweisung von 

Herrn S. gefertigt. Dieser habe erklärt, er würde das für die Buchhaltung 

benötigen. Ab November 2019 habe die Beklagte die Zeiten fehlender Arbeit 

einfach beim Kläger abgezogen und nur die tatsächlich gearbeiteten Stunden 

vergütet. 

Die Beklagte habe auch den ihm zustehenden Urlaub nicht abgegolten. Von den 

arbeitsvertraglich 24 Tagen Urlaub habe er keinen Tag genommen, so dass anteilig 

für 7 Monate der Urlaub auszubezahlen sei. 

Der Kläger beantragt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, für den Abrechnungszeitraum
November 2019 an den Kläger 2.207 ,27 EUR brutto zuzüglich
Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem je
weiligen Basiszinssatz seit 16.12.2019 zu bezahlen.

2. Die Beklagte wird verurteilt, für den Abrechnungszeitraum
Dezember 2019 an den Kläger 2.567, 18 EUR brutto zuzüglich
Zinsen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem je
weiligen Basiszinssatz seit 16.01.2020 zu bezahlen.

3. Die Beklagte wird verurteilt, für den Abrechnungszeitraum
Januar 2020 an den Kläger 2.900,58 EUR brutto zuzüglich Zin
sen hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweili
gen Basiszinssatz seit 16.02.2020 zu bezahlen.

4. Die Beklagte wird verurteilt, für den Abrechnungszeitraum
Februar 2020 an den Kläger 2.900,58 EUR brutto zuzüglich
Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen
Basiszinssatz seit 16.03.2020 zu bezahlen.
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Soweit die Beklagte hierzu - etwas hilflos - darauf verwiesen hat, dass der Kläger 

seine tatsächliche Arbeitsleistung dokumentiert und entsprechend für den Monat 

Oktober auch nur die Vergütung für diese tatsächlich geleistete Arbeitszeit verlangt 

habe, hat der Kläger zum einen darauf verwiesen, dass diese Dokumentation von 

dem Mitarbeiter der Beklagten S. verlangt worden sei. Zudem ist es durchaus 

branchenüblich, dass die tatsächliche Arbeitszeit dokumentiert wird, da zum 

einen die Einhaltung der Lenk- und Arbeitszeiten zu dokumentieren ist und im 

Weiteren die geleistete Arbeitszeit regelmäßig gegenüber dem Kunden auch faktu

riert wird. Damit ist aber keine wie immer geartete Willenserklärung des Arbeitneh

mers und schon gar kein Verzicht auf etwaige Annahmeverzugsa.nsprüche verbun

den; es ist deswegen rechtlich auch unerheblich, ob der Kläger möglicherweise bei 

der Geltendmachung seiner Ansprüche im Monat Oktober 2019 rechtsirrig davon 

ausgegangen ist, dass ihm nur ein Vergütungsanspruch für die tatsächlich geleis

tete Arbeitszeit zustehe. 

Entsprechend hat der Kläger einen Vergütungsanspruch aus§ 615 BGB. Nach die

ser Vorschrift kann der Arbeitnehmer für die in Folge des Annahmeverzuges des 

Arbeitgebers nicht geleisteten Dienste die vereinbarte Vergütung verlangen, ohne 

zur Nachleistung verpflichtet zu sein. 

Der Abrechnungsanspruch des Klägers folgt aus§ 108 Abs. 1 GewO. 

Eine nähere Auseinandersetzung mit der Frage, ob der Kläger seine Ansprüche 

gegenüber der Beklagten geltend gemacht hat, war - nachdem dies im Wesentli

chen zwischen den Parteien unstreitig blieb - nicht angezeigt; nur ergänzend wird 

deswegen festgestellt, dass die Verfallsklausel aus § 16 des Arbeitsvertrages der 

Parteien ohnehin unwirksam ist, weil dies.e etwa Ansprüche wegen des Mindestloh

nes nicht ausschließt und damit insgesamt zu weit gefasst ist. 

De[ Klage war insgesamt stattzugeben. 
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Die Berufungsschrift und die Berufungsbegründungsschrift müssen von einem bei 
einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsanwalt unterzeichnet bzw. signiert 
sein. 

Sie können auch in Verfahren für deren Mitglieder von einem Organ oder einem mit 
der Prozessvertretung beauftragten Vertreter einer Gewerkschaft, einer Arbeitge
bervereinigung, eines Zusammenschlusses oder einer Rechtsschutzorganisation 
solcher Verbände nach näherer Maßgabe des § 11 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 und 5 ArbGG 
unterzeichnet bzw. signiert werden. 

Rechtsanwälte oder eine der vorher bezeichneten Organisationen können sich 
selbst vertreten. 

 

Hinweis: 
Bei Einreichung in schriftlicher Form werden von der Berufungsbegründungsschrift 
zwei zusätzliche Abschriften zur Unterrichtung der ehrenamtlichen Richter erbeten. 




